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PRESSEMITTEILUNG 

Nr. 1 vom 02.01.2015 

Allgemeiner Mindestlohn für Arbeitnehmer tritt in Kraft 
 
Frank Bommert: Folgen des Mindestlohns auf Brandenburger Unternehmen noch in 

diesem Jahr prüfen 

  

Am 1. Januar 2015 ist in Deutschland der flächendeckende Mindestlohn in Kraft getreten. 
Frank Bommert, Sprecher für Mittelstand und Handwerk der CDU-Landtagsfraktion, sagt 
dazu: 

 
„Viele brandenburgische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer profitieren von der Ein-
führung des allgemeinen verbindlichen Mindestlohnes. Die Bundesregierung trägt damit 

dazu bei, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein angemessenes Mindestein-
kommen erhalten. 
 
Gleichzeitig müssen wir unsere Unternehmen und deren Beitrag zum wirtschaftlichen 

Erfolg im Blick behalten. Die brandenburgische Wirtschaft ist stark von kleinen und mit-
telständischen Unternehmen geprägt. Da das allgemeine Lohnniveau in Ostdeutschland 
niedriger liegt betrifft ein einheitlicher Mindestlohn hier eine größere Zahl an Beschäf-

tigten und kann für unsere Betriebe tiefgreifende Folgen haben. Es ist notwendig, dass 
hier frühzeitig untersucht wird, welche Auswirkungen der Mindestlohn auf das Lohnge-
füge und die Beschäftigung in unserem Bundesland hat. Daher sollte eine erste Prüfung 

der Auswirkungen des Gesetzes auf die brandenburgische Wirtschaft bereits Ende 2015 
stattfinden.  
 
Dabei muss auch berücksichtigt werden, welcher bürokratische Aufwand für die Unter-

nehmen entsteht und wie dieser verringert werden kann. Gerade im Hinblick auf die zu 
erwartende schwierige konjunkturelle Lage muss schnell festgestellt werden, welche Fol-
gen die Einführung des Mindestlohns hat.“ 

 
Hintergrund: 
Nach einer aktuellen Befragung der Dresdener Niederlassung des Ifo-Instituts aus Mün-

chen sind ostdeutsche Firmen davon stärker betroffen als Betriebe in Westdeutschland. 
Demnach erwägen knapp 40 Prozent der betroffenen Ost-Firmen eine Anhebung ihrer 
Preise, fast 27 Prozent denken über einen Personalabbau nach. Die Studie des ifo-
Instituts können Sie hier abrufen: http://www.cesifo-

group.de/de/ifoHome/presse/Pressemitteilungen/Pressemitteilungen-Archiv/2014/Q4/pm-
20141215_mindestlohn-ost/featuredDownloadBinary/PM-ifo-Mindestlohn-Ost-12-2014.pdf 
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